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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Die SiK des Nationalrates wollte den Militärdienst attraktiver machen und hierfür die
Regierung mit einem Postulat beauftragen, in einem Bericht mögliche Wege
aufzuzeigen, wie ihr Ansinnen umgesetzt werden könnte. Vier Eckpfeiler sind dabei von
der Kommission vorgegeben worden. Zunächst sollte die differenzierte oder
qualifizierte Diensttauglichkeit gezielt gefördert werden: Auch Personen mit leichten
körperlichen Einschränkungen sollen zum Militärdienst zugelassen werden können,
sofern sie dies wollen.  Zweitens sollte „unnötige Bürokratie” für Milizoffiziere abgebaut
werden. Damit wurden ausserdienstliche Verpflichtungen angesprochen, die mitunter
grosse zeitliche Ressourcen binden und mit alternativen Instrumenten effizienter
angegangen werden könnten. Als dritter Punkt regte die Kommission an,
Militärausbildungen anzuerkennen, wobei die Sicherheitspolitiker insbesondere auf
eine Ausweitung der Anerkennungen abzielten. Diese Idee war wiederholt – auch
bereits erfolgreich – vorgebracht worden. Als vierte Anregung sollten
Weiterbildungskurse („WKs”) in puncto Qualität und Attraktivität einer Kur unterzogen
werden. 
In seiner Stellungnahme berief sich der Bundesrat, einmal mehr, auf die WEA, die auch
diese Herausforderungen zu lösen im Stande sein soll. Deren Auswirkungen lassen sich
jedoch noch nicht einschätzen, weil viele Massnahmen erst 2018 in Kraft treten werden.
Erst dann könne man entsprechende Schlüsse ziehen, das vorgelegte Postulat sei daher
verfrüht – so wollte die Regierung den Auftrag zur Berichterstattung abwenden. 
Der Nationalrat zeigte sich jedoch unbeeindruckt: Das Postulat wurde mit einer
komfortablen Mehrheit von 122 zu 40 Stimmen und 7 Enthaltungen angenommen. Die
Debatte zog sich nicht sehr lange hin und die Kommissionssprecher verdeutlichten, was
dem Postulat zugrunde lag: Es war der Attraktivitätszuwachs beim Zivildienst, der
gemäss Golay (mcg, GE) dazu führe, dass weniger Stellungspflichtige in den Militärdienst
eintreten. Statt nun den Zivildienst unattraktiver zu machen, presche man in die andere
Richtung und strebe an, den Militärdienst in ein besseres Licht zu stellen – wie es
Dobler (fdp, SG) seitens der Kommission verdeutlichte. Der Verteidigungsminister blieb
bei seinem Votum weitgehend bei den Ausführungen aus der früheren Stellungnahme.
Im Wesentlichen verwies er dabei auf bestehende Prozesse, denen man noch einige
Zeit zur Bewährung geben möge. Mit der Annahme des Postulats durch das Ratsplenum
wurde der Auftrag der Berichterstattung dennoch erteilt. 1
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Wie der Militärdienst attraktiver werden könnte, musste sich der Bundesrat aufgrund
eines im Nationalrat angenommenen Postulats überlegen. Der in Auftrag gegebene
Bericht tangierte überdies auch allgemeinere Fragen zum Offiziersmangel, die in einem
weiteren Kommissionspostulat der SiK-NR gefordert worden waren. 
Die Möglichkeiten wurden an vier Prinzipien festgemacht, die generell eine positivere
Wahrnehmung der Armee zur Folge haben sollen: Eine zeitgemässe Selektion, die
Vereinbarkeit der militärischen mit der zivilen Laufbahn, der zivile Nutzen des
Militärdienstes und eine attraktive Ausbildung.
Erstes Kriterium, das im Postulat gefordert wurde, war eine Anpassung der
Tauglichkeitskriterien für die Rekrutierung. Damit soll erzielt werden, dass all jene, die
Militärdienst leisten wollen, auch zugelassen werden können – eine Bestrebung, die das
VBS bereits verfolgte: Man erziele damit eine Tauglichkeitsquote von 64 bis 67 Prozent
aller Stellungspflichtigen pro Kalenderjahr. Dafür wurden alle Anforderungsprofile für
die diversen militärischen Ausbildungsgänge überprüft. Ziel war und ist es, dadurch
auch Stellungspflichtige rekrutieren zu können, die bis anhin als nicht
militärdiensttauglich einzustufen waren. Zwei neue Kategorien wurden geschaffen,
„tauglich mit Einschränkungen” und „tauglich, für rückwärtigen Dienst”, womit von den
255 Rekrutierungsfunktionen noch immer mehr als die Hälfte zugänglich blieben. Ab
2019 soll unter dieser Prämisse rekrutiert werden.
Weiter wurde auch vorgesehen, den ersten Kontakt mit der Armee neu zu gestalten und
die Orientierungstage etwas aufzupeppen. Beispielsweise sollten junge
Armeeangehörige diese Informationsanlässe moderieren. Überhaupt sollte das für die
Orientierungstage verantwortliche Personal besser geschult und instruiert werden. Man
wollte sich mit diesen und weiteren Massnahmen besser an die Bedürfnisse und
Erwartungen der Stellungspflichtigen annähern. Es wurde auch eine sehr wesentliche
Neuerung angesprochen, nämlich die Obligatorischerkläung der Orientierungstage auch
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für Frauen, wie dies bereits früher diskutiert, jedoch damals noch verworfen worden
war (Dienstpflicht auch für Frauen). Während der Militärdienst selbst für junge Frauen
weiterhin freiwillig bleiben soll, versprach man sich aus einer flächendeckenden
Informationsstreuung eine bessere Ausschöpfung des Potentials an Stellungswilligen –
die attraktiven Dienstleistungsmodelle, Kaderlaufbahnen und Berufsmöglichkeiten
stünden schliesslich auch den Schweizerinnen offen. Für das Jahr 2018 wurde eine
diesbezügliche Projektphase ausgerufen, im Wissen, dass für eine allfällige
Obligatorischerklärung eine formell-gesetzliche Grundlage geschaffen werden müsste.
Zur Attraktivierung der Militärdienstleistung wurden weitere Massnahmen im Bericht
skizziert, die vorwiegend auf die Vereinbarkeit mit der zivilen Laufbahnplanung
abzielten und mitunter in der Umsetzung der WEA bereits eine prominente Rolle
erhalten hatten. Dazu gehörten die individuelle Entscheidung der Rekruten, wann sie
die RS beginnen möchten, eine Verringerung der Diensttage für Soldaten, frei wählbare
Urlaubstage während den Rekrutenschulen sowie auch weiterhin die Fraktionierung der
RS. Der zivile Nutzen der militärischen Ausbildungen in Form von Anrechenbarkeiten
und Zeugnissen ergänzte die Bestrebungen des VBS. Wichtig war auch die
grundsätzliche Gestaltung der Ausbildungsdienste, die von den AdA als sinnvoll und
herausfordernd wahrgenommen werden sollten. Weiter gehörten beispielsweise auch
eine leichte (körperliche) Entlastung der Rekruten oder Sensibilisierungskampagnen im
Suchtbereich dazu. Viele der im Bericht angesprochenen Massnahmen behalten jedoch
Vorschlagscharakter. Der Bundesrat hielt im Bericht fest, dass die in den Postulaten
geforderten Anpassungen weitestgehend bereits mit der Umsetzung der WEA erfolgen
würden und sich einzig bezüglich der Entwicklung der Dienstpflicht noch weitere
offene Fragen klären würden. Diese werden in einer Phase bis 2020 weiter geprüft und
in weiteren Analysen vertieft. Das VBS bleibt mit einer Studiengruppe am Thema
interessiert. 2

1) AB NR, 2017, S. 511 ff.
2) Bericht Bundesrat vom 29.9.17; Medienmitteilung Bundesrat vom 29.9.17
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